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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 
1. Einkommensteuer: Berücksichtigung von überobligatorischen Beiträgen zu ei-

ner schweizerischen öffentlich-rechtlichen Pensionskasse 
Urteil vom 12.10.2023, Az: VI R 46/20  

2. Einkommensteuer: Erlassbetrag eines nach dem Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetz geförderten KfW-Darlehens ist zu versteuern 
Urteil vom 23.11.2023, Az: VI R 9/21  

3. Umsatzsteuer: Steuerermäßigung für die Lieferung von Kunstgegenständen 
durch Urheber oder dessen Rechtsnachfolger 
Urteil vom 18.10.2023, Az: XI R 15/20  

4. Verfahrensrecht: Zulässigkeit einer per Telefax erhobenen Klage 
Urteil vom 18.10.2023, Az: XI R 39/22  

5. Umsatzsteuer: Vorsteuerberichtigung bei der Organgesellschaft aufgrund ei-
ner erfolgreichen Insolvenzanfechtung durch den Organträger 
Urteil vom 06.12.2023, Az: XI R 5/20  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Einkommensteuer: Berücksichtigung von überobligatorischen Beiträgen zu einer 

schweizerischen öffentlich-rechtlichen Pensionskasse 
Urteil vom 12.10.2023, Az: VI R 46/20 
1. Bei überobligatorischen Arbeitgeberbeiträgen an eine schweizerische öffentlich-
rechtliche Pensionskasse handelt es sich um Arbeitslohn, der dem Arbeitnehmer im 
Zeitpunkt der Beitragsleistung zufließt. 
 
2. Überobligatorische Arbeitgeberbeiträge an eine schweizerische öffentlich-rechtliche 
Pensionskasse sind keine gemäß § 3 Nr. 62 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes steu-
erfreien Zukunftssicherungsleistungen. 
  
 

  
2. Einkommensteuer: Erlassbetrag eines nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungs-

gesetz geförderten KfW-Darlehens ist zu versteuern 
Urteil vom 23.11.2023, Az: VI R 9/21 
Der allein vom Bestehen der Abschlussprüfung abhängige Darlehensteilerlass bei der 
beruflichen Aufstiegsfortbildung ist Ersatz von Werbungskosten aus in der Erwerbs-
sphäre liegenden Gründen und führt daher zu Arbeitslohn. 
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3. Umsatzsteuer: Steuerermäßigung für die Lieferung von Kunstgegenständen durch 

Urheber oder dessen Rechtsnachfolger 
Urteil vom 18.10.2023, Az: XI R 15/20 
1. Wer als Urheber oder Rechtsnachfolger anzusehen ist, ist auch im Rahmen des § 12 
Abs. 2 Nr. 13 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) nach den Vorschriften des Urheber-
rechtsgesetzes zu beurteilen. 
 
2. Urheber im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 13 UStG ist der (geistige) Schöpfer des Wer-
kes; dessen Rechtsnachfolger ist der Gesamtrechtsnachfolger. 
  
 

  
4. Verfahrensrecht: Zulässigkeit einer per Telefax erhobenen Klage 

Urteil vom 18.10.2023, Az: XI R 39/22 
Eine nach § 52d Satz 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO-- (noch) nicht nutzungs-
pflichtige Prozessbevollmächtigte in Gestalt einer Steuerberatungsgesellschaft mbH 
wird nicht dadurch (im Sinne des § 52d Satz 1 FGO ) nutzungspflichtig, dass ein nach 
§ 52d Satz 1 FGO nutzungspflichtiger gesetzlicher Vertreter ( § 35 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung , § 55d Abs. 2 des 
Steuerberatungsgesetzes ) gegenüber dem Gericht auftritt; der Umstand, dass der han-
delnde Rechtsanwalt außerhalb seiner Tätigkeit als Organ der Steuerberatungsgesell-
schaft mbH über eine Zulassung zur Anwaltschaft verfügt, führt zu keinem anderen 
Ergebnis (Anschluss an das Zwischenurteil des Bundesfinanzhofs vom 25.10.2022 - 
IX R 3/22 , BFHE 278, 21, BStBl II 2023, 267 und den Beschluss des Bundesarbeits-
gerichts vom 21.09.2023 - 10 AZR 512/20 ). 
 

  
5. Umsatzsteuer: Vorsteuerberichtigung bei der Organgesellschaft aufgrund einer 

erfolgreichen Insolvenzanfechtung durch den Organträger 
Urteil vom 06.12.2023, Az: XI R 5/20 
1. Der Vorsteuerabzug ist auch dann bei der Organgesellschaft nach § 17 Abs. 2 Nr. 1 
Satz 1 , Abs. 1 Satz 2 UStG zu berichtigen, wenn der Leistende ein (bereits verein-
nahmtes) Entgelt an den Organträger zurückzahlt, der die Zahlung erfolgreich ange-
fochten hat (Anschluss an das BFH-Urteil vom 24.08.2023 - V R 29/21 ). 
 
2. Dieser Vorsteuerberichtigungsanspruch ist keine Masseverbindlichkeit der Organ-
gesellschaft im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO , der durch eine Handlung des Insol-
venzverwalters der Organgesellschaft begründet worden wäre (Anschluss an das BFH-
Urteil vom 24.08.2023 - V R 29/21 ). 
 
3. Eine in anderer Weise durch die Verwaltung, Verwertung und Verteilung der Insol-
venzmasse begründete Masseverbindlichkeit der Organgesellschaft i.S. des § 55 Abs. 
1 Nr. 1 InsO kann vorliegen, falls der Insolvenzmasse der Organgesellschaft aufgrund 
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der erfolgreichen Anfechtung des Organträgers ein Ausgleichsanspruch gegen den Or-
ganträger (oder dessen Insolvenzmasse) zusteht. 
  
  

 

 


